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Stellungnahme: Planfeststellungsverfahren für das Vorhaben „Neubau Autoreisezug-
anlage Hamburg-Eidelstedt“ – Beantragung von Planänderungen 
 
Sehr geehrte , 

wir bedanken uns für die Zusendung der Planungsänderungsunterlagen für die Maßnahme 
„Neubau Autoreisezuganlage Hamburg-Eidelstedt“ und nehmen dazu wie folgt Stellung:  
 
Die Handelskammer Hamburg begrüßt die Realisierung des Fernbahnhofs Altona und die da-
mit verbundene Neubaumaßnahme der Autoreisezuganlage am Standort Hamburg-Eidelstedt. 
Der vorgeschlagene Standort auf dem Bahnbetriebsgelände in Hamburg-Eidelstedt erscheint 
aus Sicht der Handelskammer Hamburg geeignet, um die gegenwärtige Anzahl von ca. drei 
Autoreisezügen/ Tag bedarfsgerecht abwickeln zu können. 
 
Die Handelskammer hat daher keine Anmerkungen zu den aufgeführten Änderungen in den 
Planfeststellungsunterlagen. Allgemein haben wir jedoch folgende Bemerkungen zu der „Neu-
baumaßnahme Autoreisezuganlage Hamburg-Eidelstedt“: 
 
Die Baumaßnahmen sind so durchzuführen, dass der Regional, Güter- und Fernverkehr, so-
wie der S-Bahn-Verkehr während der Bauarbeiten nicht beeinträchtigt wird und der Bahnver-
kehr jederzeit aufrecht gehalten werden kann. Dies gilt für sämtliche Schienenwege entlang 
den Achsen Hamburg-Altona – Neumünster (AKN) und Hamburg-Elmshorn, sowie auf der Gü-
terumgehungsbahn. Sollten einzelne Baumaßtätigkeiten für die neue Autoreisezuganlage nur 
im Rahmen einer Vollsperrung möglich sein, ist darauf zu achten, dass die Sperrzeiten so kurz 
wie möglich sind und eventuelle Beeinträchtigungen rechtzeitig medial angekündigt werden. 
Zudem ist in solchen Fällen für adäquate Schienenersatzverkehre durch den Vorhabenträger 
zu sorgen. Auch darf die Bereitstellung und die Wartung von ICE-Zügen, die im ICE-Werk 
Hamburg-Eidelstedt abgestellt werden, durch die Bauarbeiten nicht behindert werden. Even-
tuelle Verzögerungen hätten an dieser Stelle Auswirkungen auf den Schienenverkehr in der 
gesamten Bundesrepublik. Nicht zuletzt vor dem Hintergrund des Deutschland-Taktes und den 
zu erwartenden Kapazitätssteigerungen auf der Schiene sollten zudem perspektivische bauli-
che Erweiterungen des ICE-Betriebswerkes mitgedacht und berücksichtigt werden. 
 
Weiterhin muss die Erreichbarkeit der anliegenden Unternehmen zu jedem Zeitpunkt sicher-
gestellt werden. Eingeschränkte Zuwegungen sind schädlich für die Logistik- und 
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Lieferverkehre und somit für die Attraktivität des Logistikstandortes Hamburg insgesamt. Alle 
mittelbar und unmittelbar von den Maßnahmen betroffenen Unternehmen müssen frühzeitig 
über die Planungen und deren Auswirkungen in der Umsetzung durch direkte Ansprache in-
formiert und  eingebunden werden.  
Auch mögliche Beeinträchtigungen von Unternehmen durch landschaftspflegerische Maßnah-
men (z.B. Vermeidungs-, Gestaltungs- und Ausgleichs-/Ersatzmaßnahmen infolge des Bun-
desnaturschutzgesetzes) sind möglichst zu vermeiden. Eventuell betroffene Unternehmen sol-
cher Maßnahmen sind ebenfalls frühzeitig zu informieren und zu beteiligen, um mögliche Be-
einträchtigungen in Betriebsabläufen zu erkennen und zu vermeiden. 
 
Zudem muss die Baumaßnahme dringend mit weiteren Baumaßnahmen in den Bezirken Ham-
burg-Eimsbüttel und Hamburg-Altona koordiniert werden. Entsprechend sollte an dieser Stelle 
eine enge Absprachen mit weiteren Vorhabenträgern (insbes. Autobahn GmbH/ DEGES, 
LSBG, Deutsche Bahn, Stromnetz Hamburg, Hamburg Energie und Hamburg Wasser) erfol-
gen, sodass verschiedene Baumaßnahmen möglichst gebündelt werden können.  
 
Des Weiteren muss die Elbgaustraße während der Bauarbeiten jederzeit befahrbar bleiben, 
um ihrer wichtigen städtischen Erschließungsfunktion gerecht werden zu können. Eine opti-
male Abbiegemöglichkeit der Kfz-Verkehre auf das Gelände der Autoreisezuganlage ist – ge-
gebenenfalls durch zusätzliche Abbiegespuren von der Elbgaustraße/ auf die Elbgaustraße – 
zu gewährleisten. Die durch die Autoreisezuganlage zusätzlich entstehenden Kfz-Verkehre 
auf der Elbgaustraße sollten durch den Vorhabenträger regelmäßig dokumentiert werden. Soll-
ten von der Deutschen Bahn in den kommenden Jahren deutlich mehr Autoreisezüge als bis-
lang abgefertigt werden und sich daraus eine steigende Kfz-Belastung auf der Elbgaustraße 
ergeben, ist unter Umständen ein ergänzendes Beteiligungsverfahren mit den betroffenen An-
liegern durchzuführen. 
 
Über die genannten Hinweise hinaus hat die Handelskammer Hamburg keine Einwände. Wir 
begrüßen die Realisierung von Infrastrukturmaßnahmen am Wirtschaftsstandort Hamburg zur 
infrastrukturellen Verbesserung aller Verkehrsträger ausdrücklich. 

Mit freundlichen Grüßen 
 
HANDELSKAMMER HAMBURG 
Geschäftsbereich Nachhaltigkeit und Mobilität 
Abteilung Verkehr und Hafen 
 
 

 


